
PIZZICATO

Monsieur Oui-Oui
D ass Monsieur le Président vom Glück gekost wäre, ließe sich

nicht eben behaupten. Privat mag dies für François Hollande,
den amourösen Filou im Élysée-Palast, ja zutreffen. Er setzt solcher-
art eine große Tradition fort. Wer erinnert sich nicht an François
Mitterrand und seine Zweitfamilie oder an Nicolas Sarkozy? Poli-
tisch ist ihm Fortuna allerdings partout nicht hold: Noch kaum je ein
Staatschef – nicht einmal Sarkozy – ist so tief in der Gunst gefallen.

Rentrée nennen die Franzosen die Zwischensaison zwischen
Sommer und Herbst, wenn alle wieder vom Strandurlaub zurückge-
kehrt sind – auf gut Österreichisch: Altweibersommer. In Paris be-
ginnt jetzt wieder die Zeit des Stöberns und Schmökerns, des
Klatschs und Tratschs. In den Auslagen der Buchläden stapeln sich
Bände mit den intimen Bekenntnissen und quasiphilosophischen
Betrachtungen des Präsidenten. Der Redselige gab – womöglich auf
der Chaiselongue – so viele Interviews, dass sich viele fragen: Wann
findet der viel beschäftigte Mann eigentlich noch Zeit zum Regieren?

Wer weiß schon, dass in dem Ritter von der traurigen Gestalt ein
Dialektiker steckt? Hollande meint oft das Gegenteil von dem, was er
sagt, wie er verrät. „Oui-oui“, ein doppeltes Ja, bedeutet in seiner auf
den Kopf gestellten Welt also: „Non.“ Beobachter des Politbetriebs,
in Paris wie in Wien, haben dies indes längst geahnt. (vier)
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Passt ein solches Gehabe
für die EU?
„Türkei: Keine Grabungen mehr in
Ephesus“, 5. 9.
Offensichtlich ist man im türki-
schen Außenministerium bestrebt,
die Erklärung des österreichischen
Bundeskanzlers, die Türkei sei für
einen Beitritt zur EU ungeeignet,
mit Fakten zu untermauern. Dem
österreichischen Archäologischen
Institut die Grabungen in Ephesus
zu untersagen liegt auf der gleichen
politischen Selbstüberschätzung
wie das Verbot für deutsche Abge-
ordnete, Soldaten der Bundeswehr
in Inçirlik zu besuchen. Mag sein,
dass man sich in Ankara gern als
„der starke (nicht der kranke)
Mann am Bosporus“ versteht, doch
passt ein solches Gehabe für die

EU? Was kommt als Nächstes?
Vielleicht die Forderung, Resteuro-
pa möge sich der Protektoratsver-
waltung der Türkei unterstellen?
Oder vielleicht die Aufforderung,
Österreich möge Rot-Weiß-Rot als
Nationalfarben durch Schwarz-
Gelb ersetzen, denn Rot-Weiß-Rot
erinnert an ein blutiges Ereignis?
Dr. Christian Karsch, 1090 Wien

Ein „Geschmäckle“ ist
nicht zu vermeiden
Zur Ausgabe vom 5. 9.
Eines ist klar: Aus wirtschaftlichen
Gründen wird „Die Presse“ nicht
auf Inseratenaufträge verzichten
(Seite 3), auch wenn diese markt-
schreierisch Unwahrheiten ver-
breiten. Der Reichtum von Herrn
Haselsteiner (er hat dieses Inserat
bezahlt) gründet sich in erster
Linie auf den Erhalt von Großauf-
trägen der öffentlichen Hand.
Wenn er dann aus den Gewinnen
davon Politik macht, ist ein „Ge-
schmäckle“ nicht zu vermeiden.
Aber das stört Herrn Haselsteiner
nicht, hat er doch schon immer

seine politische Beweglichkeit be-
wiesen. In der Liebe würde man
sagen: Der Kavalier genießt und
schweigt. Auf seine politische Ein-
stellung bezogen, ist Herr Hasel-
steiner (trotz seiner humanitären
Verdienste) kein Kavalier.
Günter Biasi, 2371 Hinterbrühl

Grundrecht der Bürger
in einem freien Europa
„Toleranz (2): Der Weg in den tota-
litären Staat durch Zwang“, „Quer-
geschrieben“ von Gudula Walters-
kirchen, 5. 9.
Frau Walterskirchen hat den Nagel
auf den Kopf getroffen, die Über-
legung des Europaparlaments, jede
Form von Intoleranz zu verbieten,
zu verfolgen und Jugendliche not-
falls umzuerziehen, erinnert stark
an das einstige kommunistische
System im ehemaligen „Ostblock“.
Freie Meinungsäußerung, auch
wenn sie nicht ins System passt, ist
in einem freien Europa ein Grund-
recht der Bürger.
MR Dr. Helmuth Layr,
Dzt. 3971 St. Martin
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Mühsame Suche nach Personalreserven
Gastkommentar. Mit der aktuellen Bedrohungslage in Europa ist die allgemeine Wehrpflicht ebenso salonfähig wie der
mögliche Einsatz von Söldnern, denn vielen europäischen Sicherheitskräften fehlen schlicht die Kräfte.

VON KARIN KNEISSL

D rehbuchautoren von Hol-
lywood sollen in banal
anmutenden Filmen die

Wirklichkeit oft vorweg genommen
haben. Wenn der einsame Kämpfer
gegen den Rest der Welt antritt,
geht es auch um die Suche nach
noch einsatzfähigem Personal für
kritische Situationen. Die Saga vom
Helden im postheroischen Zeital-
ter erzählt so mancher Blockbuster,
wie „Demolition Man“ mit Sylves-
ter Stallone aus dem Jahr 1993. Der
Plot nimmt Anleihe beim Jahrhun-
dertroman „Schöne neue Welt“
von Aldous Huxley: in einer über-
sättigten Gesellschaft, in der nie-
mand mehr zu kämpfen bereit ist,
muss ein einst eingefrorener Krie-
ger aus dem Eisschrank geholt wer-
den.

Auftauen lässt sich in der fran-
zösischen, deutschen oder schwe-
dischen Wirklichkeit keine Perso-
nalreserve. Aber manche Regie-
rung optiert für die Mobilisierung
pensionierter Mitarbeiter, um der-
art die überstrapazierte Gendar-
merie in Paris zu entlasten. Der In-
nenminister Frankreichs, Bernard
Cazeneuve, richtete zwei Tage nach
dem schweren Attentat von Nizza
am 14. Juli einen dramatischen Ap-
pell an alle patriotischen Bürger,
als Freiwillige die Reserveeinheit
von Polizei und Gendarmerie zu
unterstützen.

Frankreich gehen trotz eines
straff organisierten Sicherheitsap-
parats in Zeiten permanenter Ter-
rorbedrohung die Kräfte aus.
Schweden ist infolge der Flücht-
lingspolitik mit Kündigungen und
Burn-out-Fällen in der Polizei kon-
frontiert, die offenbar in der Ge-
schichte des Landes einzigartig
sind. In Stockholm werden drin-
gend Mitarbeiter für die Exekutive
gesucht, die für die vielen Einsätze
belastbar sind. Im Land mit der
höchsten Vergewaltigungsrate in
Europa wird die Personalnot zum
täglichen Wettlauf.

Zu wenig Rekruten
Was für die Polizei gilt, trifft zum
Teil noch massiver auf die Armeen
zu. Die Abkehr von der allgemei-
nen Wehrpflicht und die Einfüh-
rung eines Berufsheers stellt so
manche Regierung vor Rekrutie-
rungsprobleme. Personen, die als
untauglich ausgemustert wurden,
müssen nachträglich für geeignet
erklärt werden, um die wenigen

Freiwilligen für die angepeilte, aber
oft nicht erreichte Truppenstärke
zu gewinnen. Die britische Armee,
die noch zu den professionelleren
zählt, kennt nur zu gut die fatale
Kombination von hohem Körper-
gewicht und niedrigem IQ. Mit
dem Brexit-Votum kommt der EU
ein wesentlicher Partner abhan-
den, der nicht nur über ein hohes
nachrichtendienstliches Niveau,
sondern auch über Marinestreit-
kräfte mit langer Tradition verfügt.

In Frankreich patrouillieren
Soldaten auf öffentlichen Plätzen
und bewachen unter anderem Kir-
chen, die Moral in der Truppe ist
angespannt. Der Ruf nach Rück-
kehr zur allgemeinen Wehrpflicht
wird in Frankreich immer lauter,
denn es fehlen die Soldaten für die
vielen neuen Aufgaben, die sich
nun vor allem im Inland stellen.

Das im Juli in Berlin verab-
schiedete neue „Weißbuch zur
Sicherheitspolitik und Zukunft der
deutschen Bundeswehr“ versucht,
den Personalmangel mit einer Öff-
nung der Streitkräfte für EU-Staats-
bürger in den Griff zu bekommen.
So heißt es in dem Dokument:
„Nicht zuletzt böte die Öffnung der
Bundeswehr für Bürgerinnen und
Bürger der EU nicht nur ein weit-

reichendes Integrations- und Rege-
nerationspotenzial für die perso-
nelle Robustheit der Bundeswehr,
sondern wäre auch ein starkes
Signal für eine europäische Pers-
pektive.“

Eine europäische Armee
Am Ende soll also eine europäische
Armee stehen, über die jüngst die
EU-Außenminister in Bratislava de-
battiert haben. Nun, da die Briten
als klare Kritiker der Aufgabe sou-
veräner Kontrolle über ihre Streit-
kräfte die EU verlassen werden,
wollen manche zwischen Brüssel,
Paris und Berlin einen neuen An-

lauf unternehmen. Doch „more of
the same“, nämlich fehlendes ge-
eignetes Personal, wird das Defizit
kaum lösen. Hinzu kommt das
Sprachenproblem, das die europäi-
sche Integration von Anbeginn be-
gleitet hat. Das Kauderwelsch Eng-
lisch findet rasch seine Grenzen,
vor allem in einer Befehlskette. Die
gemeinsame englische Sprache ist
einer der vielen Gründe für die
enge Kooperation zwischen USA
und Großbritannien in der Nato.

Bereits 2011 war geplant, dass
Inländer bei entsprechender Eig-
nung und Leistung auch ohne
deutsche Staatsbürgerschaft in die
Streitkräfte eingestellt werden kön-
nen. Für den Bundeswehrverband
ist aber die deutsche Staatsangehö-
rigkeit „als Grundlage für das
Treueverhältnis von Staat und Sol-
dat elementar und müsse auch
bleiben“. Gemäß österreichischem
Recht verwirkt jener seine Staats-
bürgerschaft, der einer fremden
Armee beitritt. Söldner zu rekrutie-
ren ist Praxis in den US-Streitkräf-
ten und bestimmt auch die Politik
vieler arabischer Golfstaaten, die
kaum über nationale Armeen ver-
fügen.

Begeben sich nun einige euro-
päische Staaten auf einen ähnli-

chen Weg, weil sie anders ihren
Personalmangel nicht zu lösen
meinen? Politisch traut sich kaum
eine Regierung aus Angst vor
Wahlverlusten, die allgemeine
Wehrpflicht wieder einzuführen,
bevor eines Tages die Europäische
Union einen militärischen Arm
habe sollte.

Heer im Inlandseinsatz
Dabei geht es nun um den Einsatz
des Heeres im Inland. Unter be-
stimmten Auflagen ist ein solcher
Assistenzeinsatz in Österreich
möglich. Angesichts geänderter
Bedrohungen wäre es an der Zeit,
zusätzliche Möglichkeiten zu
schaffen. Interessanterweise den-
ken darüber nicht nur Militärs
nach. Der slowenische Philosoph
Slavoj Žižek, der wie alle Realisten
heftige Anfeindungen von linker
Seite ertragen muss, fordert in sei-
nem Essay zur Flüchtlingsfrage, die
Armee im Inneren zum Einsatz zu
bringen, um für geordnete Verhält-
nisse zu sorgen. Ein Jahr nach Be-
ginn des Chaos infolge der Grenz-
öffnung blicken auch deutsche
Verfassungsjuristen wie Žižek kri-
tisch auf den damaligen Staatskol-
laps.

Einige Parteien fordern stets
die Beschneidung der Armee.
Selbst der Rechtsbegriff staatliches
Gewaltmonopol ist manchen
Volksvertretern zuwider. Behüb-
schen lässt er sich aber nicht, denn
es ist der Kern aller Staatlichkeit:
Aus der Bereitstellung der Sicher-
heit durch den Staat ergibt sich die
Steuerpflicht des Bürgers. Das Di-
lemma, in dem einige Regierungen
stecken, ist neben dem brisanten
Personalmangel die Stimmung in
der Bevölkerung. Rufen die einen
nach mehr Sicherheit, meinen die
anderen, Grenzen seien nicht zu
kontrollieren und träumen von
europäischen Armeen und Söld-
nern, die die Arbeit erledigen.

Oberbefehlshaber in Öster-
reich ist der Bundespräsident. Der
nächste Amtsinhaber wird diese
Aufgabe vielleicht deutlicher als
seine Vorgänger wahrnehmen
müssen. Dazu könnten Inlandsein-
sätze des Bundesheers gehören.
Ein realistisches Verständnis des
Gewaltmonopols und ein Bekennt-
nis zur Truppe werden sich als
nützlich erweisen. Denn die Wirk-
lichkeit trennt von Hollywood das
Happy End im Film.
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